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Nr.
INHALT

Seite

9.
23. IX. 15 
X IIZ R  99/14

10.
13.X. 15 
II ZR  23/14

11.
13. X. 15 
VI ZR  271/14

12.
20. X. 15 
XI Z R  166/14

a) Eine Vereinbarung, mit welcher ein M ann die Einwilligung 
zu einer heterologen künstlichen Befruchtung einer Frau mit 
dem Ziel ertcilt, die Vaterstellung fur das zu zpugende Kind 
einzunehmen, enthalt regelmaRig zugleich einen von familien- 
rechtlichen Besonderheiten gepragten Vertrag zugunsten des 
aus der künstlichen Befruchtung hervorgehenden Kindes, aus 
dem sich fur den M ann dem  Kind gegenüber die Pflicht ergibt, 
fiir dessen Unterhalt wie ein rechtlicher Vater einzustehen.
b) Die Einwilligung des Mannes muss gegenüber der Frau
erklârt werden und bedarf keiner besonderen Form ................  135

a) Bci Nom inierungsrichtlinien von Sportverbanden, die au- 
fierhalb der Satzung die Kriterien für die Teilnahme an Wett- 
kampfen festlegen, handelt es sich um Verbandsrecht, das wie 
Satzungsrecht als von den sic erstellenden Personen losgelôs- 
tes Regelwerk aus sich hcraus objektiv auszulegen ist.
b) Ein M onopolverband, der aïs einziger bestimm-
te Leistungen unter von ihm  selbst aufgestellten Kri- 
terien an Nicht-Verbandsangehôrige erbringt, ist ver- 
pflichtet, diese Leistungen jedem zu gewahren, der die 
Voraussetzungen fiir die Leistungsgewahrung erfüllt..............  144

Fertigt im Rahmen einér intimen Beziehung ein Partner vom 
anderen intime Bild- oder Filmaufnahmen, kann dem Abge- 
bildeten gegen den anderen nach dem Ende der Beziehung 
ein Lôschanspruch wegen Verletzung seines Persônlichkeits- 
rechts zustehen, wenn er seine Einwilligung in die Anferti- 
gung und Verwendung der Aufnahmen auf die D auer der 
Beziehung -  konkludent -  beschrankt hat..................................  163

Die im  Preis- und Leistungsverzeichnis eines Krcditinstituts 
für Zahlungsverkehrskarten enthaltene Bestimmung 
•Ersatzkarte auf 'Wunsch des Kunden (Ent^elt für Ausstel- 
lung der Karte) 15,00 EUR; Das Entgelt ist nur zu entrichten, 
wenn die N otw endigkeit der Ausstellung der Ersatzkarte ihre 
Ursache nicht im Verantwortungsbereich der Bank hat.« 
ist im Verkehr mit Verbrauchern gemaS § 307 Abs. 1 Satz 1,
Abs. 2 Nr. 1 BGB unw irksam ........................................................ 176



13.
27. X. 15 
II ZR 296/14

a) Das Recht zur H crabsetzung der Bezüge gemafi § 87 
Abs. 2 A ktG  ist ein einseitiges G estaltungsrecht der Aktienge- 
sellschafr, das durch eine G estaltungserklarung ausgeübt wird, 
die der A ufsichtsrat in V crtretung der Gesellschaft gegenüber 
dem Vorstandsmitglied abgibt.
b) Eine Verschlechterung der Lagc der Gesellschaft im Sin- 
ne von § 87 Abs. 2 A ktG  tritt jedenfalls dann ein, w enn die 
Gesellschaft insolvenzreif w ird. D ie 'te te rz a h lu n g  der Bezü- 
ge ist unbillig im Sinne des § 87 Abs. 2 Satz 1 A ktG , wenn 
der Vorstand pflichtw idrig gehandelt hat oder ihm  zw ar kein 
pflichtwidriges Verhalten vorzuw erfen ist, die Verschlechte- 
rung der Lage der Gesellschaft jedoch in die Zeit seiner Vor- 
standsverantwortung fallt und ihm  zurechenbar ist.
c) D ie Herabsetzung der Bezüge muss mindestens auf ei-
nen Betrag erfolgen, dessen GewShrung angesichts der 
Verschlechterung der Lage der Gesellschaft nicht m ehr als 
unbillig angesehen w erden kann. Die Vorschrift erlaubt an- 
dererseits keine H erabsetzung der Bezüge des Vorstandsmit- 
glieds, die weiter geht, als es die Billigkeit angesichts der Ver­
schlechterung der Lage der Gesellschaft erfordert.................... 190.
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